Die SVP verhindert heute, wie seit 17 Jahren, bewusst die wirksame Mitbestimmung der BürgerInnen.

Es reicht !

Das Sündenregister der SVP in Sachen Mitbestimmung der Bürgerinnen und Bürger

1997 Die SVP-Vertretung in Rom veranlaßt die ital. Regierung das Gesetz, das wir als Volksbegehren zur Reform der Mitbe​stimmungsrechte auf Landes- und regionaler Ebene 1995 eingebracht haben, zurückzuweisen. Der Regionalrat hatte es mit nur einer Stimme Mehrheit gegen ihren Willen beschlossen.

2001   bis 2004
Die SVP ignoriert die Zuständigkeit, die ihr mit der Reform des 
Autonomiestatutes in diesem Jahr übertragen worden ist, mit eigenem 
Landesgesetz die Direkte Demokratie zu regeln und die vom reformierten 
Autonomiestatut vorgesehenen neuen Mitbestimmungsrechte 
einzuführen.

2004 Die SVP weist in der Sonderkommission das Volksbegehren zu einer umfassenden gesetzlichen Regelung der Direkten Demokratie auf Landesebene zurück.

2005 Der Landtag verabschiedet einen Gesetzentwurf der SVP zu Volksbe​gehren und Volksabstimmungen, mit dem zwar, gemäß Autonomiestatut, endlich die gesetzeseinführende Volksabstimmung eingeführt wird, aber mit einer völlig unzureichenden Regelung, allem voran mit dem Beteiligungsquorum, die dessen Anwendbarkeit verhindert.

2009 Die SVP veranlaßt eine Änderung des Gesetzes von 2005, mit der die Kommission, die über die Zulässigkeit der Anträge auf Volksabstimmung entscheidet, die Zuständig​keit erhält, diese Anträge auch auf ihre Verfassungskon​formität zu überprüfen. Damit zwingt sie die Kommission ihre restriktive Interpretation des Autonomiestatutes geltend zu machen, der gemäß es nur dem Landtag zustünde, die Gesetze zur Demokratie zu verabschieden. Sie enthält damit dem Verfassungsgericht implizit die Möglichkeit vor, in dieser Frage letztgültig zu entscheiden.

2009 Die SVP und Landesregierung unternehmen alles, um zu verhindern, dass das Beteiligungsquorum von 40% in der Volksabstimmung erreicht wird. Mit ihr hat das Volk die Möglichkeit gehabt darüber zu entscheiden, ob das bessere Gesetzes zur Direkten Demokratie, vorgelegt von der Initiative für mehr Demokratie mit 42 unterstützenden Organisationen und über 26.000 Bürgerinnen und Bürger, die den Gesetzestext unterschrie​ben haben, in Kraft treten soll. Die Landesregierung läßt in einer Ausgabe ihrer Informations​zeitung rechts​widrig eine völlig irreführende Darstellung des Abstimmungsgegenstandes verbreiten. Sie greift rechtsverletzend wenige Tage vor der Abstimmung in die öffentliche Diskussion ein und schürt Angst in der italienischsprachi​gen Bevölkerung. Die Stimmlokale öffnen teilweise erst zwei Stunden nach der üblichen Öffnungszeit die Sitze usw..

2010 Die Richterkommission weist, unter dem Vorsitz der Präsidentin des Verwaltungsgerich​tes, den Volksinitia​tive-Antrag auf Volksabstimmung über die mindestnot​wendige Reform des geltenden DD-Gesetzes zurück. Mit ihm hätten in einer Volksabstimmung die Bürgerinnen und Bürger endlich über die Anwendbarkeit des Gesetzes von 2005 entscheiden können sollen.

2011 Die SVP legt einen eigenen Gesetzentwurf zur Bürgerbe​teiligung vor, der die Anwendbarkeit wieder, u.a. mit einer absurd hohen Einstiegshürde, verhindert und die Bürger​innen und Bürger zu Zubringern für die Regie​rungsmehrheit degradiert. Mit einem eigenen Passus will sie ver​hindern, dass jemals wieder die Bürgerinnen und Bürger selbst einen Vorschlag zur Regelung der demokratischen Verfahren zur Volksabstim​mmung bringen können.

2012
Die SVP verhindert die Möglichkeit einer Volksbefragung über ihren 


Gesetzentwurf und dem Volksbegehrensgesetzentwurf und erkennt damit 

implizit an, dass ihrer keine Mehrheit in der Bevölkerung finden würde.

2012 Die SVP lehnt wieder, allein mit ihren Stimmen, im Landtag das Volks​begehren zum Besseren Gesetz zur Direkten Demokratie der Initiative für mehr Demokratie ab, obwohl dieses in der Volksabstimmung 2009 mit einer Zustimmung von 83,2 % (114.884 Stimmen) angenommen worden war.

2012 
Die SVP verschleppt die Behandlung im Landtag ihres eigenen 
Gesetzentwurfes, nachdem sie diese mangels jeglicher Zustimmung 
abgebrochen und Gespräche mit den Parteien angekündigt hat.
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